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Die aktuell hohe Inflation stellt die Steuerpolitik vor 

neue Aufgaben. Seit Jahren unveränderte Freibeträge 

bedürfen einer Anpassung. Beim Grundfreibetrag und 

der Werbungskostenpauschale ist die Regierung be-

reits tätig geworden. Wann die geplante Erhöhung des 

Sparerpauschbetrags und des Ausbildungsfreibetrags 

kommt, ist dagegen offen. 

Die Bundesregierung hatte sich in ihrem Koalitionsver-

trag mit Reformankündigungen in der Steuerpolitik 

eher zurückgehalten. Doch die aktuell hohe Inflation 

hat den steuerpolitischen Handlungsdruck erhöht und 

für zwei Entlastungspakete gesorgt. Darin enthalten 

sind unter anderem eine Erhöhung der Werbungskos-

tenpauschale von 1.000 Euro auf 1.200 Euro und des 

Grundfreibetrags von 9.984 Euro auf 10.347 Euro. Zu-

dem steigt die Entfernungspauschale ab dem 21. Kilo-

meter von 35 Cent auf 38 Cent. Ferner zahlt die Regie-

rung jedem Erwerbstätigen eine zu versteuernde Ein-

malzahlung von 300 Euro. Für jedes Kind gibt es einen 

Zuschlag zum Kindergeld von 100 Euro, der allerdings 

auf den Kinderfreibetrag angerechnet wird. Außerdem 

wird die EEG-Umlage ab Juli 2022 abgeschafft (Be-

znoska/Hentze, 2022a; BMF, 2022; BMWK, 2022).  

Im Koalitionsvertrag sind diese Maßnahmen allesamt 

nicht enthalten. Vielmehr hatte sich die Bundesregie-

rung die Anpassung des Sparerpauschbetrags und des 

Ausbildungsfreibetrags vorgenommen (SPD, Bünd-

nis90/Die Grünen und FDP, 2021). Der 

Sparerpauschbetrag soll von 801 Euro auf 1.000 Euro 

und der Ausbildungsfreibetrag von 924 Euro auf 1.200 

Euro steigen. Der Sparerpauschbetrag wurde seit dem 

Jahr 2009, der Ausbildungsfreibetrag seit dem Jahr 

1980 nicht erhöht. Auch die Werbungskostenpauschale 

blieb bis zum aktuellen Entlastungspaket seit dem Jahr 

2011 unangetastet. 

Sparerpauschbetrag und Ausbildungsfrei-
betrag sollen angehoben werden 

Für die Steuerzahler würde die Anpassung der Freibe-

träge nicht zuletzt angesichts der aktuell hohen Infla-

tion eine überfällige Entlastung bedeuten. Bei Kapitel-

einkommen von mindestens 1.000 Euro im Jahr ergäbe 

sich durch die geplante Erhöhung des Sparerpauschbe-

trags eine Ersparnis bei der Abgeltungsteuer in Höhe 

von gut 50 Euro. Einschließlich der beschlossenen An-

passung von Grundfreibetrag und Werbungskostenpau-

schale würde sich die Entlastung auf knapp 190 Euro 

summieren. Pendler mit einem Weg zur Arbeit von circa 

50 Kilometern pro Strecke kämen auf einen ähnlichen 

Wert. Werbungskostenpauschale und Entfernungspau-

schale können nicht kumuliert genutzt werden.  

Wer für sein Kind den Ausbildungsfreibetrag geltend 

machen kann, würde zusätzlich profitieren. Bei einer 

Doppelverdiener-Familie mit einem sich in Ausbildung 

befindlichen Kind könnte die Entlastung insgesamt bis 

zu 500 Euro betragen (Tabelle).  
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Noch ist allerdings unklar, ob eine Erhöhung von Spa-

rerpauschbetrag und Ausbildungsfreibetrag zum 1. Ja-

nuar 2023 erfolgen wird. 

Gleichzeitig gibt es Beispiele, bei denen die Politik be-

reits in der Vergangenheit für eine deutliche und damit 

inflationsgerechte Erhöhung von steuerlichen Freibe-

trägen gesorgt hat. So liegt der Alleinerziehenden-Ent-

lastungsbetrag rund dreimal so hoch wie vor zehn Jah-

ren (Hentze, 2021). Auch der Behinderten-Freibetrag 

(plus 100 Prozent), die Ehrenamtspauschale (plus 

68 Prozent) sowie die Übungsleiterpauschale (plus 

43 Prozent) wurden in diesem Zeitraum bereits merk-

lich angehoben.  

Dagegen wurden Kindergeld und Kinderfreibetrag in 

eher kleinen Schritten erhöht. Das Kindergeld liegt der-

zeit 35 Euro über dem Wert des Jahres 2010, ein Plus 

von 19 Prozent. Der Kinderfreibetrag einschließlich des 

Freibetrags für Betreuungs- und Erziehungs- oder Aus-

bildungsbedarf wurde vergleichbar erhöht. Die Steige-

rungen sind damit etwas geringer als der Anstieg des 

Preisniveaus seit 2010. Eine moderate Erhöhung wäre 

demnach gerechtfertigt. Laut Koalitionsvertrag plant 

die Bundesregierung die Einführung einer 

Kindergrundsicherung, die in vielen Fällen zu höheren 

Zahlungen an Familien führen dürfte (SPD, Bünd-

nis90/Die Grünen und FDP, 2021). Allerdings ist auch 

hierbei die konkrete Umsetzung offen. 

Kalte Progression wurde seit 2010 unzu-
reichend ausgeglichen 

Der Grundfreibetrag nimmt unter den Freibeträgen 

eine besondere Rolle ein, da er von Verfassungswegen 

das Existenzminimum steuerfrei stellen soll. Die Min-

desthöhe liegt folglich nicht im politischen Ermessen, 

sondern richtet sich nach dem sogenannten Existenzmi-

nimumbericht. In den vergangenen Jahren hat sich die 

Politik stets an der Vorgabe orientiert. Die jetzige Erhö-

hung im Zuge des Entlastungspakets geht zwar darüber 

hinaus, es bleibt jedoch abzuwarten, wie die Anpassung 

nach dem im Laufe des Jahres zu erwartenden Existenz-

minimumbericht für das Jahr 2023 aussehen wird. Auf-

grund der derzeit hohen Inflationsrate wird voraus-

sichtlich ein weiterer Anstieg verpflichtend sein.  

Abgesehen vom Grundfreibetrag liegt die Gestaltung 

des Einkommensteuertarifs im politischen Ermessen. 

Dabei sind mit Blick auf inflationsbedingte Anpassungen 

unterschiedliche Phasen zu beobachten. Zwischen 2010 
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und 2015 blieb der Einkommensteuertarif unverändert, 

Preiseffekte wurden folglich von der Politik ignoriert. 

Das änderte sich jedoch mit dem Jahr 2016. Seitdem 

wird der Tarif jährlich um die laut dem Steuerprogressi-

onsbericht vermutete Inflationsrate fortgeschrieben. 

Bis zum Jahr 2021 bedeutete dies eine leichte Überkom-

pensation der kalten Progression für die Steuerzahler, 

da die tatsächlichen Inflationsraten leicht unter den zu-

vor geschätzten Raten lagen. Die Inflationsrate von 

3,1 Prozent im Jahr 2021 hat jedoch das Gegenteil be-

wirkt. Der Effekt der kalten Progression der Jahre 2020 

und 2021 wurde nicht vollständig ausgeglichen. Da für 

das Jahr 2022 mit Inflationsraten von 5 bis 7 Prozent ge-

rechnet wird, bedarf es bei Beibehaltung des Inflations-

ausgleichs zum kommenden Jahreswechsel einer deut-

lich Rechtsverschiebung des Tarifs. Eine Verschiebung 

des Tarifs einschließlich des Grundfreibetrags um 5 Pro-

zent würde einen Aufkommenseffekt in Höhe von rund 

12 Milliarden Euro bedeuten (Beznoska/Hentze, 

2022b). Dass gleichzeitig der Grundfreibetrag stärker 

als die Inflation gestiegen ist, kann im Einzelfall bei ge-

ringem Einkommen zwar den Effekt der kalten Progres-

sion überkompensieren, ist jedoch kein systematischer 

Ersatz für eine Anpassung des Tarifs und somit der 

Grenzsteuersätze.  

Um die aus der kalten Progression der Jahre 2010 bis 

einschließlich 2022 resultierenden überproportionalen 

Steuermehreinnahmen für den Fiskus aktuell auszuglei-

chen, müssten die derzeitigen Eckwerte des Einkom-

mensteuertarifs sogar um rund 10 Prozent steigen. Der 

Eingangssteuersatz würde nicht mehr bei 14.926 Euro, 

sondern erst bei 16.408 Euro einsetzen. Der Spitzen-

steuersatz dürfte nicht bereits ab 58.596 Euro, sondern 

erst ab 64.418 Euro zu versteuerndem Jahreseinkom-

men greifen. 
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